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als UrkundsDeamter 
der Geschäftsstelle

d^^taufmanns Anton H Straße

Klägers und Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt
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vertreten durch den Bundesvorstand, dieser vertreten durch 
die Vorstandsmitglieder und

2. die Me®B| flir die Bundesrepublik
Deutschland, vertreten durch ihren Vorstand, dieser ver­
treten durch den 1. Vorsitzenden Eugen L|
H a f l m ,  Kurt S c h H I H B  Allee
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Dr. Gerhard MüHHI, HaflHB, f B H H H H B s t r a ß e  fB,

Beklagte und Revisionsbeklagte,
- Prozeßbevollmächtigter 

zu 1. und 2.:
- Prozeßbevollmächtigter 

zu 3:
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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 14. März 1978 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. Weber und die Richter Dunz, Dr. Kulimann, 
Dr. Peetz und Dr. Ankermann

für R e c h t  erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil 
des 9. Zivilsenats des Hanseatischen Oberlan­
desgerichts zu Hamburg, an Verilindungsstatt zu­
gestellt am 13., 14. und 20. Januar 1976, wird 
mit der Maßgabe zurückgewiesen, daß es bei der 
vom Landgericht ausgesprochenen Abweisung der 
Klage als unbegründet verbleibt.

Die Kosten der Revision fallen dem Kläger 
zur Last.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Der Kläger lebt von den Erträgnissen seines
etwa 500.000 DM betragenden Vermögens, das er im we­
sentlichen auf Spar-, Festgeld- und anderen Konten von 
Kreditinstituten angelegt hat. Die Beklagten sind die
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für die Beschäftigten der Metallindustrie im Tarifbe­
zirk für das Jahr 1974 abgeschlossen haben.

Der Kläger verlangt von den Beklagten Ersatz 
wegen der Geldwertverluste, die er im Jahre 1974 er­
litten hat, und die er mit näherer Begründung auf min­
destens 30.000 DM beziffert. Er ist der Auffassung, 
die Tarifvereinbarungen hätten entscheidend zu den 
Preiserhöhungen des Jahres 1974 und damit zu den in 
diesem Jahre entstandenen Geldwertverlusten beigetra­
gen; dafür seien die Beklagten verantwortlich und müßten 
ihm Schadensersatz leisten.

Das Landgericht hat die Klage als unbegründet, das 
Oberlandesgericht hat sie als unzulässig abgewiesen.

Mit der (zugelassenen) Revision verfolgt der 
Kläger seinen Klageanspruch weiter.

Entscheidungsgründe

I.
Das Berufungsgericht ist der Auffassung, der 

Streitfall sei gerichtlich nicht nachprüfbar (nicht "justizjabel1').̂«, 
hat deshalb die Klage, weil der Rechtsweg nicht gegeben 
sei, als unzulässig abgewiesen. Jedoch bescheidet es die 
Klage hilfsweise auch der Sache nach und führt aus, die­
se sei unbegründet, da dem Kläger ®gen die Beklagten 
keine Schadensersatzansprüche aus den Vorschriften über unerlaubte 
Handlungen zustünden, die allein als Klagegrundlage in

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 -

Betracht kommen könnten. Es hält solche prozessuale Be­
handlung für geboten, um das Revisionsgericht für den 
Fall, daß es seinen Ausführungen zur Zulässigkeit der 
Klage nicht folge, in die Lage zu versetzen, evtl, in 
der Sache durchzuentscheiden und den Parteien weitere 
Verfahrenskosten zu ersparen.

II.

Die Revision kann im Ergebnis keinen Erfolg
haben.

1. Die Verfahrensrügen hat der Senat geprüft, 
hält sie indessen, wie in da?mündlichen Verhandlung 
im einzelnen erörtert, nicht für durchgreifend. Von 
einer Begründung wird gemäß § 565 a ZPO abgesehen.

2. Mit Recht wendet sich die Revision aller­
dings dagegen, daß das Berufungsgericht die Klage als 
unzulässig abgewiesen hat.

a) Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts 
kommt es für die Frage, ob einem Kläger Rechtsschutz 
für sein Begehren versagt werden darf, nicht darauf 
an, welche Auswirkungen ein etwa der Klage stattge­
bendes Urteil haben werde. Sind die allgemeinen Pro­
zeßvoraussetzungen erfüllt und ist die Klagbarkeit nicht 
ausgeschlossen, so kann ein Klagebegehren allenfalls dann 
unzulässig sein, wenn der Kläger damit die Gerichte als 
Teil der Staatsgewalt unnütz oder gar unlauter bemüht 
oder ein gesetzlich vorgesehenes Verfahren zur Verfolgung 
zweckwidriger und insoweit nicht schutzwürdiger Ziele
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ausnutzt (BGHZ 54, 181, 184). In derartigen Fällen 
könnte das sogenannte Rechtsschutzbedürfnis für die 
Klage fehlen.

Diese engen Voraussetzungen für die Versagung 
des Rechtsschutzes sind jedoch im Streitfälle nicht 
erfüllt.

b) Dieser Mangel des angefochtenen Urteils zwingt 
indessen nicht zu einer Zurückverweisung des Rechts­
streits an das Berufungsgericht. Im allgemeinen darf 
zwar das Revisionsgericht gemäß § 563 ZPO eine Klage 
nicht aus sachlichen Gründen abweisen, wenn das Be­
rufungsgericht die Zulässigkeit der Klage zu Unrecht 
verneint (BGHZ 12, 308, 316). Der Senat hält auch an 
der ständigen höchstrichterlichen Rechtsprechung fest, 
wonach eine gleichzeitige Prozeß- und Sachabweisung 
der Klage in demselben Urteil wegen der Verschieden­
heit von Gegenstand und Umfang der materiellen Rechts­
kraft einer Sach- gegenüber einer Prozeßabweisung 
nicht zulässig ist (vgl. etwa BGHZ 11, 222, 223; Ur­
teile v. 5. Dezember 1975 - I ZR 122/74 = LM ZPO § 565 
Abs. 3 Nr. 12 und vom 10. Januar 1978 - VI ZR 113/75 
= noch nicht veröffentlicht).

Sollte das Berufungsgericht mit seinen Ausführungen 
zur Zulässigkeit der Klage nur das allgemeine Rechts­
schutzbedürfnis verneint haben, so ergibt sich die Be­
fugnis des Senats, zugleich in derSache selbst zu ent­
scheiden, schon daraus, daß das Rechtsschutzbedürfnis 
ebenso wie seine besondere Ausprägung in § 256 ZPO in 
Form des "rechtlichen Interesses an alsbaldiger Feststellung" 
keine solche ProzeßvorausSetzung ist, ohne deren Vorliegen
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dem Gericht eine Sachprüfung und ein Sachurteil über­
haupt verwehrt ist (BGHZ 12, 308; BGH, Urteile v. 27. 
November 1957 - 3V 2R 121/57 = EM ZPO § 256 Nr. 46 und 
v. 10. Januar 1978 - VI ZR 113/75 = aaO).

Aber auch dann, wenn das Berufungsgericht andere 
Zulässigkeitsvoraussetzungen für die Klage verneint 
haben sollte, wofür der Satz des angefochtenen Urteils, 
es sei kein "Rechtsweg" für die Klage gegeben, sprechen 
könnte, darf der Senat ausnahmsweise auf die Begründet­
heit der Klage eingehen. Wie der Bundesgerichtshof schon 
mehrfach ausgesprochen hat, ist dies dann zulässig, wenn 
sich im Parteivorbringen oder in den vom Berufungsgericht 
in seinen Ausführungen zur Zulässigkeit oder zu einem an­
deren Streitgegenstand unanfechtbar getroffenen Fest­
stellungen der revisionsrichterlichen Beurteilung eine 
verwertbare tatsächliche Grundlage bietet, und auch 
im Falle der Zurückweisung der Sache kein anderes Er­
gebnis als das von dem Revisionsgericht durch seine 
Sachentscheidung herbeigeführte möglich erscheint (vgl. 
BGHZ 33, 398, 401; 46, 281, 285). Diese Voraussetzung 
ist u.a. dann erfüllt, wenn der Klagevortrag nach je­
der Richtung unschlüssig ist und auch durch weiteres 
Parteivorbringen nicht schlüssig gemacht werden kann 
(BGH,Urteil vom 16. Nov. 1953 - III ZR 158/52 = NJW 
1954, 150). Dies ist hier, wie sogleich ausgeführt wird, 
der Fall.

3. Das Berufungsgericht verneint im Ergebnis zu 
Recht die Begründetheit der Klage.

a) Ansprüche aus § 823 Abs. 1 BGB entfallen schon 
deshalb, wie das Berufungsgericht zutreffend ausführt und
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auch die Revision nicht beanstandet, weil in dieser 
Vorschrift das Vermögen nicht geschützt wird. Der 
Kläger macht aber nur Ansprüche auf Ersatz von Ver­
mögensschäden geltend, auch soweit er darauf hinweist, 
sein Bargeld sei durch das Verhalten der Beklagten ent­
wertet.

b) Entgegen der Auffassung der Revision stehen 
dem Kläger gegen die Beklagten aber auch keine Schadens­
ersatzansprüche aus § 826 BGB zu.

Die Beklagten handelten rechtmäßig, als sie die 
vom Kläger als Schadensursache angesehenen Tarifver­
träge abschlossen, nämlich in Ausübung und im Rahmen 
des ihnen durch Art. 9 Abs. 3 GG eingeräumten Grund­
rechts der Tarifautonomie (vgl. BVerfGE 18, 18, 26;
28, 295, 304). Sittenwidrig kann ein an sich vom Recht 
erlaubtes Verhalten nur dann werden, wenn der Handelnde 
dabei eine formale Rechtsstellung mißbräuchlich ausnutzt 
(vgl. BGHZ 26, 391, 396; 40, 130, 131) oder wenn beson­
dere Umstände zu diesem Handeln hinzutreten, die erkenn­
bar machen, daß er jede Rücksichtnahme auf die Inter­
essen anderer außer acht läßt (BGHZ 20, 43, 50; 27, 172, 
180). Davon kann hier keine Rede sein. Tarifverträge 
sind schon von vornherein nicht darauf angelegt, nur 
die Schädigung anderer zu bezwecken. Wohl liegt in 
ihrer Natur, daß sie Auswirkungen, auch solche ungünstiger 
Art, auf die Gesamtwirtschaftslage, insbesondere die 
Währungsentwicklung, haben können. Das nimmt die Rechts­
ordnung aber bewußt in Kauf, indem sie im Arbeitsbereich 
- wenngleich wohl weithin im Hinblick auf eine historische 
Entwicklung - einen von keiner Kartellaufsicht beschränkten



Freiraum gewährt. Ob und inwieweit daraus erwachsen­
den Mißständen durch allgemeine Maßnahmen staatlicher 
Wirtschaftslenkung begegnet werden könnte und dürfte, 
ist hier nicht zu prüfen. Jedenfalls kann es dem Bür­
ger, der aufgrund der Reflexe der Tarifabschlüsse, 
die übrigens die Tarifvertragsparteien ebenso be­
rühren, mitunter zwar sehr empfindlich, aber nur 
mittelbar betroffen ist, nicht gestattet sein, diese 
Tarifautonomie durch Unterlassungs- und Ersatzansprüche 
einzuengen, mag sie ihrem Wesen nach auch gruppenego­
istische Bestrebungen weithin legitimieren. Daß er 
das Opfer einer gezielten, dann allerdings den ver­
fassungsmäßig gewährten Freiraum möglicherweise über­
schreitenden Maßnahme geworden sei, behauptet der Klä­
ger nicht.

Dr. Weber Dunz Dr. Kullmann

Dr. Peetz Dr. Ankermann
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